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                       21.9.2017 
 

Neu: Verordnung über die familienergänzende Betreuung von Kindern im Vorschulalter vom … 
 

 
Alt: Verordnung über die familienergänzende Kinderbetreuung im Vorschulalter vom 14. Juni 2011 
 
Neu nennt sich die Verordnung korrekterweise „familienergänzende Betreuung von Kindern im Vorschulalter“ 
 
Der Einfachheit halber wird in den nachfolgenden Ausführungen in der Spalte „Bemerkungen“ die Verordnung über die familienergänzende Betreuung von 
Kindern im Vorschulalter stets „VO FEB“ genannt.  

 
 
Grundsätzliches: 
 
Bei der Überarbeitung der Verordnung wurde vor allem darauf geachtet, dass  

- die Ausführungen einfach und gut verständlich sind; 
- die Begriffe aktualisiert werden; 
- keine Wiederholungen aus kantonalen Rechtsgrundlagen vorkommen; 
- keine unnötigen Ausführungen und Erläuterungen die Verordnung unnötig verlängern und verkomplizieren; 
- keine Erläuterungen zu rein operativen Abläufen in der Verordnung enthalten sind; 
- die Reihenfolge der Ausführungen eine logische Abfolge erhalten. 

 
Es sind nur noch Grundsätze in der Verordnung aufgeführt. Die detaillierten Ausführungen dazu werden neu direkt im Reglement oder in der 
Leistungsvereinbarung erläutert, damit die Abläufe nicht zu starr und allfällige Anpassungen einfacher zu vollziehen sind.  
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Gestützt auf 

- das kantonale Gesetz über die Jugendhilfe 
(Jugendhilfegesetz) vom 14. Juni 1981; 

- die eidgenössische Verordnung über die 
Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur 
Adoption vom 19. Oktober 1977; 

- die kantonale Verordnung über die Bewilligung 
von Kinder- und Jugendheimen, Kinderkrippen 
und Kinderhorte vom 6. Mai 1998; sowie 

- die Richtlinien über die Bewilligung von 
Kinderkrippen vom 5. Juni 2008 der 
Bildungsdirektion des Kantons Zürich; 

- erlässt die Gemeindeversammlung mit 
Beschluss vom 14. Juni 2011 folgende 
Verordnung: 

Art. 2 Rechtsgrundlagen 
Die Verordnung über die familienergänzende 
Betreuung von Kindern im Vorschulalter stützt sich 
auf das übergeordnete Recht und auf die 
Gemeindeordnung der Stadt Wetzikon. 

 

 
- Die Rechtsgrundlagen sind neu in Artikel 2 

aufgeführt. 
- neu wird nur noch auf das übergeordnete 

Recht verwiesen. Wenn die verschiedenen 
Gesetze aufgeführt sind, ergibt dies einen 
grossen Anpassungsbedarf bei 
Gesetzesänderungen. 

 

Art. 1 Zweck 
Die Stadt Wetzikon unterstützt die 
familienergänzende Kinderbetreuung im 
Vorschulalter, um die Entwicklung und Integration 
der Kinder zu fördern und um es den Eltern zu 
ermöglichen, Familie und Arbeit gut zu 
vereinbaren. 
 

Art. 1 Zweck 
Diese Verordnung bestimmt das Angebot an 
familienergänzender Betreuung für Kinder im 
Vorschulalter und regelt die Gemeindebeiträge an 
die Betreuungskosten. 

 

- Der Text wurde konkretisiert. 
- Ausführungen, die bereits in übergeordneten 

Rechtsgrundlagen aufgeführt sind wurden 
weggelassen. 

- Die Tatsache, dass insbesondere die 
Verordnung dazu bestimmt ist, die finanzielle 
Unterstützung der Stadt zu regeln, wurde hier 
aufgenommen. 

Inhaltlich wurde nichts verändert. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 2 Grundsätze 
In der Stadt Wetzikon werden Leistungen im 
Bereich der familienergänzenden Kinderbetreuung 
für Kinder im Vorschulalter von privaten 
Institutionen erbracht. 

 

Art. 3 Angebot 
In der Stadt Wetzikon wird die familienergänzende 
Betreuung für Kinder im Vorschulalter nach 
Möglichkeit durch private Institutionen 
angeboten. 

 

Die Betreuungseinrichtungen stellen eine 
bedürfnisgerechte, zweckmässige und 
wirtschaftlich ausgewogene Dienstleistung zum 
Wohle der Kinder sicher. 

 

- Der Titel wurde passender gewählt. 
- Die Ausführungen wurden dahingehend 

angepasst, als dass eine „Fremdvergabe“ der 
Kinderbetreuung an private Institutionen zwar 
möglich ist (und aktuell auch so gelöst wird), es 
aber trotzdem bei einer Änderung der 
Gegebenheiten möglich wäre, die 
Kinderbetreuung auch selber zu organisieren 
und anzubieten. 

- Bisher wurde nur in der Leistungsvereinbarung 
aufgeführt, dass die Dienstleistung 
bedürfnisgerecht, zweckmässig und 
wirtschaftlich ausgewogen sein soll. Dies sollte 
jedoch bereits  in der Verordnung als 
Grundlage aufgeführt werden. Damit hat die 
Stadt Wetzikon die Möglichkeit, das 
gewünschte Angebot nach eigenen Kriterien zu 
definieren, die Leistungserbringer zu 
kontrollieren und dann allenfalls auch 
einzuschreiten, wenn die Leistung nicht den 
Vorstellungen der Stadt Wetzikon entspricht. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 3 Leistungsvereinbarungen 
Die Stadt Wetzikon schliesst mit 
Betreuungseinrichtungen, die subventionierte 
Plätze oder Betreuungsstunden gem. Art. 7 
zugesprochen erhalten, Leistungsvereinbarungen 
ab. Darin werden die vereinbarten Leistungen 
hinsichtlich Qualität und Quantität umschrieben 
sowie die leistungsbezogene Subventionierung 
festgelegt. Die Subventionen werden als 
individuelle Tarifsubventionen in Form von 
Rabatten auf Elternbeiträgen ausgerichtet. 
 
Die Betreuungsinstitutionen haben keinen 
Rechtsanspruch auf städtische 
Subventionsbeiträge. 
 

Art. 9 Vertragsabschluss 
Die Stadt Wetzikon kann mit privaten 
Institutionen Leistungsvereinbarungen für die 
familienergänzende Betreuung von Kindern im 
Vorschulalter abschliessen. 
 
Die Leistungsvereinbarungen werden als 
öffentlich-rechtlicher Vertrag abgeschlossen. 
 
Die Vereinbarung umschreibt die Leistungen 
hinsichtlich Qualität und Quantität, regelt die 
gegenseitigen Rechte und Pflichten und hält 
wesentliche Abmachungen fest. 

 

- Die Leistungsvereinbarung wird neu erst in 
Artikel 9 beschrieben. 

- Die Ausführungen wurden dahingehend 
angepasst, als dass nicht die Plätze oder die 
Stunden subventioniert werden, sondern es 
werden (wie das Gesetzt es auch vorsieht) 
Gemeindebeiträge an die Kinderbetreuung 
ausgerichtet. 

- Zudem wird aufgeführt, dass die Stadt 
Wetzikon Leistungsvereinbarungen 
anschliessen kann, aber nicht muss, wie es in 
der alten Verordnung beschrieben wurde. 
Allenfalls könnte die Kinderbetreuung so auch 
selber organisiert werden. 

- Dass Betreuungsinstitutionen keinen 
Rechtsanspruch haben, muss nicht explizit 
aufgeführt werden in den neuen Unterlagen. 
Hier wird lediglich aufgeführt, wie der Ablauf 
ist und nicht, wie er nicht ist. 

 

Art. 4 Institutionen und Trägerschaften 
Subventionen gemäss dieser Verordnung können 

ausgerichtet werden an: 

a. Kinderkrippen; 

b. Vermittlungsstellen für Tagesfamilien 
(inklusive der durch diese vermittelten 
Betreuungsverhältnisse). 

Art. 4 Ausrichtung 
Die Stadt Wetzikon entrichtet Beiträge an die 
Betreuungskosten; sie werden direkt mit den 
Betreuungseinrichtungen abgerechnet. 

Der alte Art. 4 entfällt, da diese Ausführungen 
nicht notwendig sind. 

Es werden keine Subventionen an Institutionen 
ausgerichtet, sondern es werden 
Gemeindebeiträge an die Betreuungskosten 
ausgerichtet. Der neue Artikel 4 erläutert dies. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 5 Wohnsitzprinzip 
Beiträge an die Betreuung von Kindern im 
Vorschulalter erhalten nur Erziehungsberechtigte, 
die ihren gesetzlichen Wohnsitz in der Stadt 
Wetzikon haben.  
 

Art. 5 Berechtigung 
Anspruch auf Beiträge an die Betreuungskosten 

haben Erziehungsberechtigte, 

- die ihren gesetzlichen Wohnsitz 
(Niederlassung) in der Stadt Wetzikon haben; 

- die ihre Kinder in einer Institution betreuen 
lassen, mit welcher die Stadt Wetzikon eine 
Leistungsvereinbarung abgeschlossen hat; 

- die aufgrund ihrer Berufstätigkeit, ihrer 
Ausbildungssituation oder zur Erhaltung ihrer 
Vermittlungsfähigkeit gemäss 
Arbeitslosenversicherungsgesetz oder ihrer 
Wohnsituation darauf angewiesen sind; 

- für deren Kinder eine Fremdbetreuung durch 
eine dazu berechtigte Behörde verfügt wurde. 

Die Ausführungen der Artikel 5 wurden einfacher, 
klarer und verständlicher zusammengefasst. 

Inhaltlich wurde nichts verändert. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 6 Bewilligung und Aufsicht 
Private Betreuungseinrichtungen im 
ausserschulischen Bereich sind nach den 
gesetzlichen Bestimmungen bewilligungspflichtig 
und unterstehen einer Aufsicht. Zuständig für die 
Bewilligung und Aufsicht ist die 
Vormundschaftsbehörde. Sie kann die Aufsicht 
einer geeigneten Fachstelle übertragen. 

 Dieser Art. 6 entfällt 

Es nicht notwendig, in der Verordnung zu 
bestimmen, dass die Betreuungseinrichtungen 
bewilligungspflichtig sind. Dies schreibt bereits das 
Gesetz  
auf Bundesebene im der Verordnung über die 
Aufnahme von Kindern zur Pflege und zur 
Adoption (PAVO), Ordnungs-Nr. 211.222.338, § 
13-20  
und auf Kantonsebene in der Verordnung über die 
Bewilligungen im Bereich der ausserfamiliären 
Betreuung (V BAB), Ordnungs-Nr. 852.23, § 9-11a 
vor. 

Die VO FEB ist nicht das richtige Dokument, um 
Inhalte über die Bewilligungspflicht aufzuführen. 
Dies wird einerseits wie oben erwähnt im Gesetz 
bereits geregelt und andererseits sind weitere 
Ausführungen in der Gemeindeordnung zu finden. 
Wird in der VO FEB dies auch noch erwähnt, kann 
es zu Doppelspurigkeiten kommen oder gar zu 
widersprüchlichen Regelungen, wenn an einem 
Ort etwas angepasst wird und am andern Ort dann 
eben nicht. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 7 Bedingungen für die Subventionierung 
Eine Subventionierung ist möglich, wenn folgende 
Bedingungen erfüllt sind: 
a. die Institution verfügt über eine Bewilligung 

nach dem übergeordneten eidgenössischen 
und kantonalen Recht; 

b. die Institution mit Standort in der Stadt 
Wetzikon ist als juristische Person organisiert; 

c. die Institution richtet ihren Betrieb nach den 
kantonalen Richtlinien; 

d. die Vermittlungsstellen für Tagesfamilien 
richten sich nach den vom Dachverband 
Tagesfamilien Schweiz SVT verabschiedeten 
Qualitätsstandards; 

e. die Institution bietet – soweit betrieblich 
zumutbar – Praktikumsplätze und/oder 
Lehrstellen an; 

f. die Institution wendet für die 
subventionierten Betreuungstage und –
stunden das vom Gemeinderat erlassene 
Elternbeitragsreglement an. 

Eine finanzielle Unterstützung setzt weiter voraus, 
dass das Betreuungsangebot einer Institution 
grundsätzlich allen Familien der Stadt Wetzikon 
offen steht, unabhängig von sozialem Status, 
Konfession und Herkunft. Übersteigt die 
Nachfrage das Angebot, können die Institutionen 
Kinder aus denjenigen Familien bevorzugen, die 
aus sozialen und wirtschaftlichen Gründen 
prioritär auf einen Betreuungsplatz angewiesen 
sind. 

Art. 10 Voraussetzung 
Der Abschluss einer Leistungsvereinbarung ist 
möglich, wenn die private Institution folgende 
Bedingungen erfüllt:  

- es liegt eine Betriebsbewilligung vor; 
- der Betreuungsstandort ist in der Stadt 

Wetzikon; 
- sie ist als juristische Person organisiert; 
- die Betreuung steht allen Wetziker Familien 

offen, unabhängig vom sozialen Status, 
Konfession oder Herkunft; 

- es wird eine deutschsprachige Betreuung 
angeboten; 

- sie hält sich an die einschlägigen, 
branchenüblichen Qualitätsstandards; 

- Kindertagesstätten bieten Praktikumsplätze 
und/oder Lehrstellen an. 
 

 

- Der Titel wurde passender gewählt. 
- Der Ablauf wurde vereinfacht. 
- Neu wird in der Verordnung nicht mehr 

festgelegt, wie subventioniert wird, sondern es 
wird festgelegt, mit wem eine 
Leistungsvereinbarung abgeschlossen werden 
kann.  

- Automatisch können dann an 
Betreuungskosten, die aus Institutionen 
entstehen, mit welchen eine 
Leistungsvereinbarung abgeschlossen wurde, 
Gemeindebeiträge ausgerichtet werden. 

- Die Bedingungen für den Abschluss einer 
Leistungsvereinbarung sind mehrheitlich die 
gleichen wie in den früheren Bestimmungen.  
Es wurde nur die Bedingung aufgenommen, 
dass eine deutschsprachige Betreuung 
angeboten werden muss. Zudem wurden die 
Anforderungen an die Qualitätsstandards 
allgemeiner gehalten. 

- Insgesamt sind die Ausführungen klarer, kürzer 
und verständlicher aufgeführt. 

Inhaltlich wurde sonst nichts verändert. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 8 Entscheid über die Subvention 
Der Gemeinderat entscheidet auf Antrag der 
Abteilung Soziales über den Abschluss einer neuen 
Leistungsvereinbarung sowie über die Erneuerung 
von bestehenden Leistungsvereinbarungen. Er 
berücksichtigt bei seinem Entscheid: 

a. die Erfüllung der Bedingungen für die 
Subventionierung; 

b. die städtische Gesamtstrategie, inklusive 
Angebotsplanung, im Bereich der 
familienergänzenden Kinderbetreuung; 

c. die verfügbaren Mittel gemäss Art. 9. 

 
Dieser Art. 8 entfällt. 

Die Kompetenz für den Abschluss einer neuen 
Leistungsvereinbarung, basierend auf den 
Bestimmungen der vorliegenden VO FEB, regelt 
der Stadtrat in den eigenen Grundlagen. Es ist 
nicht notwendig, in der VO FEB operative Abläufe 
zu erläutern. Dies verlängert, und verkompliziert 
die Verordnung und macht sie unverständlicher. 

Art. 9 Rahmenkredit 
Die Gemeindeversammlung bewilligt einen 
Rahmenkredit für die vorschulische 
familienergänzende Kinderbetreuung – entweder 
jährlich im Rahmen des Budgets oder für mehrere 
Jahre. Alle gemäss dieser Verordnung 
ausgerichteten Subventionen sind aus den Mitteln 
dieses Rahmenkredits zu finanzieren. 

Art. 11 Kredit 
Der jährlich zur Verfügung stehende Betrag von 
maximal 480‘000 Franken richtet sich nach dem 
an der Urnenabstimmung vom 24. November 
2013 bewilligten Kredit für die familienergänzende 
Kinderbetreuung. 

Der Titel wurde angepasst. 

Die Ausführungen zum Jahreskredit wurden 
vereinfacht und verständlicher formuliert. 

Inhaltlich wurde nichts verändert. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 10 Abschluss, Form und Laufzeit 
Die Leistungsvereinbarung wird als öffentlich-
rechtlicher Vertrag zwischen der Stadt Wetzikon, 
vertreten durch die Abteilung Soziales, und der 
subventionierten Trägerschaft abgeschlossen. 
 
Sie umfasst die eigentliche Leistungsvereinbarung 
sowie eine Jahresvereinbarung. Die eigentliche 
Leistungsvereinbarung wird in der Regel für vier 
Jahre abgeschlossen und enthält die wesentlichen 
Abmachungen zur Leistungserstellung, zur 
Finanzierung, zu den Verpflichtungen der beiden 
Parteien und zu den Anforderungen an die 
Berichterstattung. In der Jahresvereinbarung 
werden jährlich neu die Details der 
Leistungserbringung und der Subventionierung 
festgehalten. 

 
Dieser Art. 10 entfällt. 

Der grundsätzliche Inhalt dieses Artikels ist bereits 
im neuen Art. 9 enthalten und muss nicht 
nochmals aufgeführt werden. 

Neu soll auch nicht mehr eine 4-Jahres-Regel für 
die Gültigkeit einer Leistungsvereinbarung 
bestehen. Leistungsvereinbarungen sollen 
unbeschränkt abgeschlossen werden können mit 
einer Kündigungsfrist von sechs Monaten. 

Zudem sind die Ausführungen im alten Art. 10 viel 
zu detailliert für eine Verordnung und enthalten 
mehrheitlich Erläuterungen zu operativen 
Abläufen, die nicht in eine Verordnung gehören. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 11 Umfang der Leistungsvereinbarung 
Der Abschluss von Leistungsvereinbarungen und 

die Subventionierung erfolgen für: 

a. Maximal 38 Betreuungsplätze in 

Kinderkrippen; 

b. Maximal 15‘000 Betreuungsstunden in 

Tagesfamilien. 

 
Dieser Art. 11 entfällt.  

Es ist nicht notwendig, dass in der Verordnung 
Ausführungen zu den Betreuungsplätzen erwähnt 
werden. Die gesetzlichen Bestimmungen legen 
schliesslich im Grundsatz fest, dass eine Gemeinde 
Betreuungsplätze anzubieten hat. Da ist es 
unnötig, in der Verordnung die Platzzahl zu 
beschränken. Wenn nämlich plötzlich mehr als 38 
Betreuungsplätze benötigt werden, kann die Stadt 
Wetzikon der 39. Familie nicht sagen: „Es tut uns 
leid, aber wir haben keine Plätze mehr“. Die Stadt 
muss grundsätzlich einfach dafür sorgen, dass 
ausreichend Betreuungsplätze vorhanden sind. 
Die finanziellen Ausgaben müssen dann aber über 
die Höhe der Gemeindebeiträge gesteuert 
werden. Dies erfolgt im Grossen Gemeinderat mit 
der jährlichen Festsetzung des Kredits für diesen 
Bereich (siehe Art. 11). Der Stadtrat hat dann das 
Reglement so zu gestalten und allenfalls 
anzupassen, dass der gesprochene Kredit 
ausreicht. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 13 Kosten pro Leistungseinheit 
Die Kosten pro Leistungseinheit, bzw. der 
maximale subventionierte Tagesansatz bei 
Kinderkrippen und der maximale subventionierte 
Stundenansatz bei Tagesfamilien werden vom 
Gemeinderat festgelegt, wobei die aktuellen Ist-
Kosten sowie eine Normkostenberechnung 
berücksichtigt werden. Die 
Normkostenberechnung basiert im Wesentlichen 
auf dem Betreuungsverhältnis gemäss 
Qualitätsstandard, dem entsprechenden 
Personalbedarf, auf Normlöhnen, Öffnungszeiten, 
Raum- und übrigen Betriebskosten sowie dem 
Auslastungsgrad. 
 

Art. 7 Maximaltarif 
Für die Berechnung des Gemeindebeitrags an die 
Betreuungskosten legt der Stadtrat einen 
Maximaltarif fest. Er berücksichtigt dabei 

- die Tarife von Betreuungseinrichtungen der 
umliegenden Gemeinden; 

 
 
Die Maximaltarife sind wie folgt  festzulegen: 

- zwischen Fr. 100 bis Fr. 140 pro 
Betreuungstag für Kindertagesstätten 

- zwischen Fr. 10 bis Fr. 14 pro 
betreuungsstunde bei Tagesfamilien 

 

Der Art. 13 entfällt.  
Es hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass die 
heute bestehende Vorgehensweise und 
Berechnungsart sehr kompliziert, aufwändig und 
nicht wirklich nachvollziehbar ist. Mit der hier 
angewendeten „Normkostenberechnung“ ist die  
Berechnungsart der Stadt Zürich gemeint. Warum 
jedoch für Wetzikon diese Berechnungsart 
gewählt wurde, ist heute nicht mehr 
nachvollziehbar. 
Zudem beinhaltet die „Normkostenberechnung“ 
bereits verschiedene Werte, welche schon als 
Grundlage für den Erhalt einer Betriebsbewilligung 
gelten: 
Neu soll ja die Voraussetzung für die Ausrichtung 
von Gemeindebeiträge an Betreuungskosten eine 
Betreuung in einer Institution mit einer 
Leistungsvereinbarung mit der Stadt Wetzikon 
sein. Eine Leistungsvereinbarung mit der Stadt 
Wetzikon bekommt jedoch nur eine Institution, 
welche u.a. eine Betriebsbewilligung hat.  
Deshalb ist es nicht notwendig, für die Prüfung 
eines Anspruchs für Gemeindebeiträge nochmals 
die gleichen Grundlagen in ein Berechnungsmodell 
zu verpacken. 
Umfragen in anderen Gemeinden haben zudem 
gezeigt, dass auch an anderen Orten entweder 
bereits auf eine neue Berechnungsart mit einem 
Maximaltarif gewechselt wurde oder dass dies 
künftig ebenfalls vorgesehen ist. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 14 Elternbeiträge 
Die Höhe der Elternbeiträge orientiert sich 
einerseits an den massgebenden Kosten des 
Angebots und andererseits an der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Erziehungsberechtigten. Die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wird aufgrund 
des massgebenden Einkommens und Vermögens 
sowie nach der Haushaltgrösse ermittelt.  
 
Der Gemeinderat erlässt ein Beitragsreglement 
und überprüft dessen Ansätze für 
Erziehungsberechtigte periodisch und passt diese 
den Veränderungen an. Der maximal zu 
bezahlende Tarif entspricht den massgebenden 
Kosten eines Angebots. Je nach wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit bezahlen die 
Erziehungsberechtigten den Maximaltarif oder 
einen reduzierten Tarif, der prozentual zum 
Maximaltarif berechnet wird. Wenn mehrere 
Kinder aus dem gleichen Haushalt 
Betreuungsleistungen in Anspruch nehmen, kann 
ein Rabatt auf dem Tarif gewährt werden. 
 

Art. 6 Berechnung 
Die Ausrichtung von Beiträgen an die 
Betreuungskosten ist abhängig von der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 
Erziehungsberechtigten. Diese wird ermittelt 
aufgrund  

- des Einkommens; 
- des Vermögens; 
- der Haushaltsgrösse. 

 
Unabhängig von ihrer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit haben die 
Erziehungsberechtigten einen Mindestbeitrag an 
die Betreuungskosten zu bezahlen. 

Art. 8 Beitragsreglement 
Die Exekutive erlässt ein Reglement für die 
Ausrichtung von Gemeindebeiträgen an die 
Betreuungskosten. 
 

Der Inhalt des alten Artikels 14 wird in den beiden 
neuen Art. 6 und 8 klarer, einfacher, kürzer und 
besser verständlich erläutert. 

 

Inhaltlich wurde nichts geändert. 
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Alte Ausführung Neue Ausführung Bemerkungen 

Art. 15 Gewinn- und Verlustregelung 
Die Stadt Wetzikon gewährt die gemäss dieser 
Verordnung berechneten Subventionen. Sie deckt 
keine Betriebsdefizite und sie schöpft einen 
Betriebsgewinn nicht ab. 
 

Sind Betriebsgewinne in Missachtung der 
Qualitätskriterien erzielt worden, können die 
maximalen Tagesansätze oder maximalen 
Stundenansätze im Folgejahr entsprechend 
reduziert werden.  

 

 
Dieser Art. 15 entfällt. 

Die Ausführungen sind in der Verordnung nicht 
notwendig, da ohnehin keine Subventionen an die 
Institutionen an sich geleistet werden. Es werden 
lediglich Gemeindebeiträge an die 
Betreuungskosten ausgerichtet. Es ist deshalb 
logisch dass keine Betriebsdefizite usw. gedeckt 
werden. 

Explizit erwähnt wird dies dann nur noch in der 
Leistungsvereinbarung.  

Art. 16 Inkraftsetzung 
Diese Verordnung tritt am 1. August 2011 in Kraft. 

 

Art. 12 Inkraftsetzung 
Diese Verordnung tritt nach Genehmigung durch 
den Grossen Gemeinderat in Kraft. Sie ersetzt die 
Verordnung vom 14. Juni 2011. 
 
 

Inhaltlich wurde hier nichts verändert. 

 


